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Ennigerloh, 19.01.2021
Stadt Ennigerloh

z. Hd. Herrn Bürgermeister Lülf

Marktplatz 1

59320 Ennigerloh

Sehr geehrter Herr Lülf.
Die CDU-Fraktion Ennigerloh beantragt eine digitale Bürger - Serviceplattform.
Ein Auto anmelden, nach einem Umzug die neue Adresse eintragen lassen oder auch den Personalausweis verlängern – oftmals sind solche Amtshandlungen mit Aufwand und lästigen Behördengängen verbunden. 

Wer Glück hat, bekommt spontan einen Termin, wer Pech hat, wartet teils stundenlang vor Ort, und das in Zeiten, in denen Lebensmittel und Kleidung im Netz gekauft, Konten online eröffnet und Rechnungen digital versendet werden. Doch auch die Verwaltungen auf der Kommunalebene müssen endlich digitaler werden. Ziel ist es, Service-Angebote zu schaffen, die den Behördengang zukünftig ersetzen.

An dieser Stelle setzt auch das geplante Bundesportal an. Als zentrale Digitalisierungsplattform des Bundes soll es alle Verwaltungsangebote aus Bund, Ländern und Kommunen bündeln. Seitens der Bundesregierung gibt es bereits das Onlinezugangsgesetz (OZG), wonach der Bund und die Länder bis 2022 elektronische Verwaltungsportale für Bürger und Unternehmen anbieten und sie zu einem Portalverbund verknüpfen müssen.

Es darf also mit dem beabsichtigten Ziel der Digitalisierung nicht nur eine individuelle Lösung für Ennigerloh geschaffen werden, sondern Lösungen müssen mit Systemen auf Landesebene harmonisiert werden.

Das Ziel einer Bürger-Serviceplattform ist allerdings nicht nur ein verbessertes Angebot für die Bürger*innen, sondern es bewirkt auch, dass die Verwaltungsstrukturen schlanker werden und somit erheblich Einsparungspotentiale entwickelt werden in personeller Besetzung und sonstiger Ressourcen zur Entlastung des städtischen Haushaltes.

Die Palette der digitalen Leistungsangebote ist vielfältig und reicht von der Beantragung einer Geburtsurkunde bis hin zur Sterbeurkunde. Aber dazwischen gibt es viele andere Dinge, wie die Beantragung eines Ausweises, einer Ehepartnerschaft, eines Bauantrages oder eines Schwerbehindertenausweises.
Selbstverständlich gibt es organisatorische Vorgänge, die nicht auf kommunaler Ebene, sondern auf Kreisebene abgehandelt werden, so dass hier auf jeden Fall auch eine Abstimmung mit der nächst höheren Behörde zwecks sinnvoller Organisation einer digitalen Plattform erfolgen muss.
Natürlich kann eine neue digitale Plattform nicht gleich auch eine persönliche Betreuung vor Ort gänzlich ersetzen.

Eine große Mehrheit der Bürger*innen befürwortet den Ausbau des behördlichen Online-Angebots, auch wenn häufig Bedenken geäußert werden hinsichtlich einer missbräuchlichen Verwendung von persönlichen Daten. Hier bedarf es sowohl transparenter Informationen zu den Sicherheitsstandards als auch Vorkehrungen, damit E-Government-Angebote zukünftig wirklich genutzt werden.
Aber dem Bürger muss auch vermittelt werden, dass die Nutzung einer digitalen Plattform für ihn selbst Kostenvorteile bringt. Selbstverständlich muss mit einer Reduzierung der Kostentarife oder gar einer kostenfreien Nutzung der Anreiz zu einer Inanspruchnahme geschaffen werden.

Ein weiterer bedeutsamer Vorteil liegt in der zeitlich nicht befristeten Nutzung der digitalen Serviceplattform – unabhängig von behördlichen Sprechstunden oder lästigen Terminvereinbarungen.

Sehr wichtig ist auch auf der Ennigerloher Ebene, dass Bürger*innen aus den Ortsteilen Ostenfelde, Enniger und Westkirchen sich Behördengänge in die Innenstadt ersparen können.

Unter dieser Prämisse beantragt die CDU-Fraktion die Aufnahme dieses Antrages nach folgenden Kriterien:

· Ist-Aufnahme aller Dienstleistungen in unserer Stadtverwaltung, die für eine derartige digitale Bearbeitung in Frage kommen.

· Feststellung der verfügbaren Ressourcen, die auf Landes-, Kreis oder kommunaler Basis für eine Umsetzung und Nutzung digitaler Portale zur Verfügung stehen.
· Berichterstattung und Aufnahme der diesbezüglichen Diskussion in einer der nächsten Ratssitzungen

· Ggf. Absprachen, bzw. Erfahrungsaustausch mit anderen Kommunen zwecks Vereinheitlichung von Strukturen

· Projektdefinition zur Umsetzung einschl. Erfassung aller notwendigen Ressourcen und Kostenerwartung.

· Erstellung eines Projektzeitplanes mit den notwendigen Eckdaten bis hin zur Realisierung

Wir bitten höflich um Prüfung unseres Antrages und erwarten zeitnah Ihre diesbezügliche Rückäußerung.
Wir bedanken uns im Voraus und verbleiben mit freundlichem Gruß
gez.

Georg Aufderheide                                                   


Alfons Lütke-Cosmann
Fraktionsvorsitzender  CDU Fraktion                                             
Ratsmitglied CDU-Fraktion
